
Landesgesetzblatt
für TirolSTÜCK 19 / JAHRGANG 1999 HERAUSGEGEBEN UND VERSENDET AM 7. OKTOBER 1999

46. Verordnung der Landesregierung vom 14. September 1999 über die Geschäftsordnung des Elektrizitätsbeirates
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46. Verordnung der Landesregierung vom 14. September 1999 über die Geschäftsordnung des
Elektrizitätsbeirates

Aufgrund des § 60 Abs. 10 des Tiroler Elektrizitäts-
gesetzes 1999, LGBl. Nr. 9, wird verordnet:

§ 1
Einberufung

(1) Die Einberufung des Elektrizitätsbeirates obliegt
dem Vorsitzenden. Der Elektrizitätsbeirat ist nach Be-
darf und überdies innerhalb von zwei Wochen dann ein-
zuberufen, wenn es mindestens sechs Mitglieder schrift-
lich unter Bekanntgabe der Tagesordnung beantragen.

(2) Die Einberufung hat mindestens zwei Wochen vor
der Sitzung schriftlich unter Bekanntgabe des Beginnes,
des Ortes und der Tagesordnung zu erfolgen. Weiters
sind der Einberufung die für die Beratung und Abstim-
mung wesentlichen Unterlagen anzuschließen. In drin-
genden Fällen können die Mitglieder des Elektrizitäts-
beirates bis zum Ablauf von 24 Stunden vor dem Beginn
der Sitzung auch mündlich, telefonisch, mittels Telefax
oder e-mail oder auf jede andere geeignete Weise einbe-
rufen werden.

(3) Ist ein Mitglied verhindert, so hat es unverzüg-
lich den Vorsitzenden und sein Ersatzmitglied davon zu
verständigen. Das Mitglied wird während der Dauer sei-
ner Verhinderung durch das Ersatzmitglied, der Vorsit-
zende durch das Mitglied nach § 60 Abs. 2 lit. b des Tiro-
ler Elektrizitätsgesetzes 1999, vertreten. Eine geson-
derte Einberufung des Ersatzmitgliedes ist nicht erfor-
derlich.

§ 2
Tagesordnung

(1) Die Tagesordnung ist vom Vorsitzenden zu er-
stellen. Ist der Elektrizitätsbeirat aufgrund eines Antra-

ges seiner Mitglieder einzuberufen, so hat der Vorsit-
zende die bekanntgegebenen Beratungsthemen in die
Tagesordnung aufzunehmen.

(2) Nach Möglichkeit hat die Genehmigung der
Niederschrift über die letzte Sitzung den ersten Tages-
ordnungspunkt der folgenden Sitzung zu bilden.

(3) Jedes Mitglied ist berechtigt, vor dem Eingehen
in die Tagesordnung Anträge auf deren Ergänzung zu
stellen. Darüber ist unverzüglich abzustimmen.

§ 3
Beschlussfähigkeit

Der Elektrizitätsbeirat ist beschlussfähig, wenn alle
Mitglieder ordnungsgemäß eingeladen wurden und der
Vorsitzende oder sein Stellvertreter sowie mindestens
fünf weitere Mitglieder anwesend sind.

§ 4
Beratung und Abstimmung

(1) Der Vorsitzende hat die Sitzungen des Elektrizi-
tätsbeirates vorzubereiten und zu leiten. Die Sitzungen
sind nicht öffentlich.

(2) Jedes Mitglied ist berechtigt, zu den einzelnen
Tagesordnungspunkten das Wort zu ergreifen. Der Vor-
sitzende hat den Mitgliedern des Elektrizitätsbeirates in
der Reihenfolge ihrer Meldungen das Wort zu erteilen.
Jedes Mitglied hat weiters das Recht, in der Beratung
über die Tagesordnungspunkte Anträge zu stellen. An-
träge sind so zu fassen, dass eine Abstimmung über die
Annahme oder Ablehnung möglich ist.

(3) Der Vorsitzende kann ein Mitglied des Elektrizi-
tätsbeirates als Berichterstatter für einzelne Tagesord-
nungspunkte bestimmen.
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(4) Der Elektrizitätsbeirat fasst seine Beschlüsse mit
einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder.
Stimmenthaltung gilt als Ablehnung. Bei Stimmen-
gleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Aus-
schlag.

(5) Liegen zu einem Gegenstand mehrere Anträge
vor, so ist über einen Gegenantrag vor dem Hauptan-
trag und über einen Zusatzantrag nach dem Hauptan-
trag abzustimmen. Im Zweifel bestimmt der Vorsitzen-
de, in welcher Reihenfolge über Anträge abzustimmen
ist.

(6) Die Abstimmung erfolgt
a) offen durch Heben einer Hand oder
b) geheim und mit Stimmzetteln, wenn dies der

Elektrizitätsbeirat beschließt. Ein Stimmzettel ist un-
gültig, wenn aus ihm nicht zweifelsfrei hervorgeht, ob
sich der Abstimmende für oder gegen den Antrag aus-
gesprochen hat. Über die Gültigkeit eines Stimmzettels
entscheidet der Vorsitzende endgültig.

(7) Die Feststellung des Abstimmungsergebnisses
obliegt dem Vorsitzenden. Wurde eine Abstimmung
geheim durchgeführt, so sind die Stimmzettel nach der
Feststellung des Abstimmungsergebnisses zu vernich-
ten.

(8) Ist eine Angelegenheit so dringend, dass die
nächste Sitzung des Elektrizitätsbeirates ohne Nachteil
für die Sache nicht abgewartet werden kann, so kann ein
Beschluss schriftlich im Wege eines Umlaufes oder
mündlich durch Abgabe einer Erklärung gegenüber dem
Vorsitzenden herbeigeführt werden. Das Ergebnis ist in
einem Aktenvermerk festzuhalten und dem Elektrizi-
tätsbeirat bei der nächsten Sitzung zur Kenntnis zu
bringen.

§ 5
Niederschrift

(1) Über jede Sitzung des Elektrizitätsbeirates ist eine
Niederschrift aufzunehmen. Die Niederschrift hat je-
denfalls zu enthalten:

a) Ort, Tag, Beginn und Ende der Sitzung;

b) die Namen der anwesenden und der entschuldigt
oder unentschuldigt ferngebliebenen Mitglieder;

c) die Tagesordnung;
d) alle in der Sitzung gestellten Anträge, die gefassten

Beschlüsse unter Anführung des Abstimmungsergeb-
nisses.

(2) Ein Mitglied, das einem Beschluss nicht zuge-
stimmt hat, kann verlangen, dass dies namentlich in der
Niederschrift festgehalten wird.

(3) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und vom
Schriftführer zu unterfertigen und allen Mitgliedern des
Elektrizitätsbeirates spätestens mit der Einberufung zur
nächsten Sitzung zuzuleiten.

§ 6
Beiziehung von Sachverständigen

Der Vorsitzende kann zur fachlichen Beratung fall-
weise Sachverständige zu den Sitzungen beiziehen.

§ 7
Kanzleigeschäfte

Die nach der Geschäftseinteilung des Amtes der Tiro-
ler Landesregierung mit der Führung der Kanzleige-
schäfte betraute Abteilung hat insbesondere die Sit-
zungsunterlagen vorzubereiten, sämtliche mit der Be-
sorgung der Aufgaben des Elektrizitätsbeirates verbun-
denen Schreib- und Kanzleiarbeiten durchzuführen und
zu den Sitzungen einen Schriftführer zu entsenden.

§ 8
Geschlechtsspezifische Bezeichnung

Personenbezogene Begriffe in dieser Verordnung ha-
ben keine geschlechtsspezifische Bedeutung. Sie sind bei
der Anwendung auf bestimmte Personen in der jeweils
geschlechtsspezifischen Form zu verwenden.

§ 9
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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§ 1

Die Tiroler Landesregierung genehmigt gemäß § 2
Abs. 1 der Tiroler Gemeindeordnung 1966, LGBl. Nr. 4,
zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 2/1998, die
übereinstimmenden Beschlüsse des Gemeinderates der
Marktgemeinde Hopfgarten im Brixental vom 19. Juli
1999 und der Gemeinde Westendorf vom 13. April 1999,
mit denen folgende Änderung der Gemeindegrenze zwi-
schen der Marktgemeinde Hopfgarten im Brixental und
der Gemeinde Westendorf vereinbart wurde:

Das der KG Westendorf zugehörige Grundstück
Nr. 4481 wird aus dem Gebiet der Gemeinde Westen-

dorf ausgeschieden und in das Gemeindegebiet der
Marktgemeinde Hopfgarten im Brixental eingegliedert.

§ 2

Eine vermögensrechtliche Auseinandersetzung zwi-
schen der Marktgemeinde Hopfgarten im Brixental und
der Gemeinde Westendorf aus dieser Grenzänderung
findet nicht statt.

§ 3

Diese Grenzänderung tritt mit 1. Jänner 2000 in
Wirksamkeit.

47. Kundmachung der Landesregierung vom 21. September 1999 über die Genehmigung einer
Änderung der Gemeindegrenze zwischen der Marktgemeinde Hopfgarten im Brixental und
der Gemeinde Westendorf

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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